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EGR-Antrag      
Förderung der Erhaltung von genetischen Ressourcen in der Landwirtschaft 

(Erhaltung genetischer Ressourcen - EGR) 
 

Bitte das jeweils Zutreffende ausfüllen oder ankreuzen. Gerasterte Felder 
 

sind nur von der Bewilligungsbehörde auszufüllen!  
 

 
 

Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum (DLR) Datum des Antragseingangs (Eingangsstempel): 

Westpfalz  

Neumühle 8  
67728 Münchweiler an der Alsenz  
  

 
 

1 Unternehmen 
 

LBD-Unternehmensnummer (falls vorhanden): 

0 1                             
Unternehmensanschrift: 
Name, Vorname bzw. Firma: 

      
 

Straße, Haus-Nr. bzw. Postfach: 

      
 

PLZ: Ort des Unternehmenssitzes: 

                
 

Telefonnummer Mobiltelefonnummer 

(       )              
 
Telefaxnummer 

(       )        
 
 
 
 

 

 
E-Mail-Adresse 

      @       
 

Für die Einkommensteuerveranlagung zuständiges Finanzamt 

      
 

IBAN 

D E                     
 

BIC 

                      
 

Name des Geldinstituts 

        
 

Kontoinhaber/in (Name, Vorname) 

      
 
 

2 Die EGR - Förderung wird beantragt . 
 

 Nach beigefügter Bescheinigung „förderfähige Zuchtti ere“ für: 

  Haltung 

  Embryotransfer 

  Samengewinnung 
 

3 
 

Das Unternehmen der Landwirtschaft  (o.g. Nr. 1) 
 

 

 hat die nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte (ALG) in der jeweils 
geltenden Fassung bestimmte Mindestgröße. 

 beschäftigt weniger als 250 Personen im letzten Rechnungsabschlussjahr. 

 hat einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. EUR oder eine Jahresbilanzsumme 
von höchstens 43 Mio. EUR. 

 hält förderfähige Zuchttiere nach Nr. 3 und 5 der EGR-Verwaltungsvorschrift, die im 
Herkunftssicherungs- und Informationssystem für Tiere (HIT) registriert sind. 

 

4 Folgende Unterlagen sind dem Antrag beigefügt: Das Zutreffende ist anzukreuzen.  

Die Unterlagen sind in der Regel als Kopien beizufügen. Die anzuwendenden Formularmuster finden sie auch im Internet 
unter: www.dlr.rlp.de . 

  Bescheinigung „förderfähige Zuchttiere“  (nach vorgegebenem Muster) 

  Kostennachweis für durchgeführte „Samengewinnung“ o der „Embryotransfer“  
(Abrechnungen für die in den letzten 12 Monaten vor Antragstellung bereitgestellten Glanrinder) 

 
 Bescheinigung der Landwirtschaftlichen Alterskasse  

(nur wenn die nach dem ALG bestimmte Mindestgröße überschritten wird und das Unternehmen 
nicht  in der Landwirtschaftlichen Betriebsdatenbank der Kreisverwaltung erfasst wurde) 

   
 

___________________________________________________________________ 
 

 

 
 

Bewilligungsbehörde 

Kontroll- u. Bearbei-
tungsvermerke 

Dat. 
Hz. 

Der Antrag ist: 

 unvollständig 

 fehlerhaft 

 

Folgende offensichtli-
chen Fehler wurden 
festgestellt: 

  Kat. I 

  Kat. II 

 

Folgende offensichtli-
chen Fehler wurden 
behoben: 

  Kat. I 

  Kat. II 

 

Der Antrag ist: 

  bewilligungsreif 
 

  abzulehnen 
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Erklärungen, Einwilligungen und Verpflichtungen der 
antragstellenden Personen  

1. Ich/wir anerkenne(n) uneingeschränkt die geltende, mir/uns be-
kannte Verwaltungsvorschrift über die Förderung der Erhaltung 
genetischer Ressourcen in der Landwirtschaft (Erhaltung geneti-
scher Ressourcen - EGR) in der jeweils geltenden Fassung und 
die darin genannten europäischen und nationalen Rechtsgrund-
lagen.  

2. Mir/uns ist bekannt, dass 
2.1 der Antrag erst als gestellt gilt, wenn er nach Bestätigung des 

Dienstleistungszentrums Ländlicher Raum (DLR) Westpfalz, 
Neumühle 8, 67728 Münchweiler an der Alsenz (Bewilligungs-
behörde) vollständig vorliegt,  

2.2 zur Abgabe von Angaben keine Rechtsverpflichtung besteht, 
jedoch die in diesem Antrag und den dazugehörigen Unterlagen 
gemachten Angaben zur Feststellung der Förderungsberechti-
gung, Bewilligung, Mittelauszahlung und Kontrolldurchführung 
erforderlich sind und unvollständige Angaben die Ablehnung 
des Antrags und die Auferlegung von Sanktionen zur Folge ha-
ben können, 

2.3 die Zuwendungen unter dem Vorbehalt des Widerrufs für den 
Fall gewährt werden, dass die geförderten Tiere innerhalb eines 
Zeitraum von fünf Jahren, vom Zeitpunkt der Bewilligung an, 
veräußert, verpachtet oder nicht mehr dem Zuwendungszweck 
entsprechend verwendet werden und das Unternehmen (o.g. 
Nr. 1) nicht mehr selbst bewirtschaftet wird, 

2.4 ein Rechtsanspruch auf Förderung nicht besteht und auch 
durch die Antragstellung oder Einwilligung zum vorzeitigen Vor-
habensbeginn nicht begründet wird, sondern die Bewilligungs-
behörde nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel entscheidet, 

2.5 die für die Förderung maßgebenden Unterlagen für mindestens 
sechs Jahre aufzubewahren sind und längere Aufbewahrungs-
fristen nach anderen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften un-
berührt bleiben, 

2.6 alle Angaben im Antrag mit Anlagen und in den später einge-
reichten Unterlagen und alle Sachverhalte oder Tatsachen, die 
nach Haushaltsrecht oder anderen Rechtsvorschriften für die 
Aufhebung einer Bewilligung und die Rückforderung von Zu-
wendungen maßgebend sind oder die durch Scheingeschäf-
te/Scheinhandlungen verdeckt oder unter Missbrauch von Ge-
staltungsmöglichkeiten erwirkt werden, subventionserhebliche 
Tatsachen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches in Ver-
bindung mit § 2 des Gesetzes gegen missbräuchliche Inan-
spruchnahme von Subventionen (Subventionsgesetz) vom 
29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034, 2037) sind, 

2.7 nach § 3 Abs. 1 des Subventionsgesetzes die Verpflichtung be-
steht, der Bewilligungsbehörde unverzüglich alle Tatsachen 
mitzuteilen, die der Bewilligung, der Gewährung, der Weiterge-
währung, der Inanspruchnahme oder dem Belassen der Zu-
wendungen entgegenstehen oder für ihre Rückforderung erheb-
lich sind, 

2.8 die unverzügliche Mitteilungspflicht auch gilt, wenn sich die für 
die Förderung erheblichen Tatsachen ändern oder wegfallen, 

2.9 falsche, unvollständige oder unterlassene Angaben zur Straf-
verfolgung führen und die Kosten für Kontrollmaßnahmen aufer-
legt werden können, 

2.10 die Zuwendungen bei falschen, unvollständigen oder unterlas-
senen Angaben oder bei Nichterfüllung oder nicht rechtzeitiger 
Erfüllung oder Nichteinhaltung der Zuwendungsvoraussetzun-
gen, Bedingungen oder Auflagen oder bei unrechtmäßiger Ge-
währung in vollem Umfang, auch für zurückliegende Jahre, zu-
rückgefordert werden können und unverzüglich mit Zinsen zu-
rückzuzahlen sind, 

2.11 die Bewilligungsbehörde, die Aufsichts- und Dienstleistungsdi-
rektion, der Rechnungshof Rheinland-Pfalz, das Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau, der Bundes-
rechnungshof, das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-

schaft und Verbraucherschutz und die für das einschlägige 
Fachrecht zuständigen Behörden das Recht haben, das Vorlie-
gen der Voraussetzungen für die Gewährung der Zuwendungen 
durch Kontrollmaßnahmen (z. B. durch Besichtigung an Ort und 
Stelle und Einsichtnahme in die Bücher, Belege und sonstigen 
Unterlagen) zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen 
und Auskünfte über die tatsächlichen und rechtlichen Verhält-
nisse einzuholen, und dieses Prüfungs- und Auskunftsrecht 
auch nachträglich und rückwirkend gilt. 

3. Mir/uns ist auch bekannt, dass die Bewilligungsbehörde 
3.1 verpflichtet ist, Tatsachen, die den Verdacht eines Subventi-

onsbetruges begründen, der Strafverfolgungsbehörde mitzutei-
len, 

3.2 den Antrag im Falle fehlender oder nicht fristgemäß nachge-
reichter Unterlagen zurückweisen kann, 

3.3 auch rückwirkend weitere Unterlagen, die zur Beurteilung der 
Zuwendungsvoraussetzungen und der Festsetzung der Zuwen-
dungen erforderlich sind, anfordern und die Antragsangaben mit 
der Landwirtschaftlichen Betriebsdatenbank (LBD) und dem 
Herkunftsinformationssystem für Tiere (HIT-Datenbank) abglei-
chen kann, 

3.4 Auflagen nach den einschlägigen Rechtsvorschriften auch 
nachträglich erteilen kann. 

4. Ich/wir willige(n) ein, dass  
4.1 die Antrags- und Förderungsdaten zu automatisierten Berech-

nungen erfasst, verarbeitet und gespeichert, an die Bewilli-
gungsbehörde, die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, das 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Wein-
bau, das Ministerium der Finanzen, die für den Vollzug des 
Landwirtschafts-, Umwelt-, Tierschutz-, Hygiene- und Lebens-
mittelrechts zuständigen Behörden, das Statistische Landesamt 
Rheinland-Pfalz, das Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz oder an die von vorgenannten 
Stellen Beauftragten zu Kontroll- und/oder Evaluationszwecken 
oder zur Erstellung von Statistiken weitergegeben, zu anony-
men tierzüchterischen Auswertungen für allgemeine Beratungs- 
und Statistikzwecke verwendet und in einem allgemein zugäng-
lichen Verzeichnis der Zuwendungsempfänger veröffentlicht 
werden können, 

4.2 die für den Vollzug des Landwirtschafts-, Umwelt-, Tierschutz-, 
Hygiene- und Lebensmittelrechts oder anderer Agrarförde-
rungsmaßnahmen zuständigen Behörden und Körperschaften 
des öffentlichen Rechts für diesen Antrag erforderliche Angaben 
an die Bewilligungsbehörde weitergeben können und die Bewil-
ligungsbehörde auch auf für andere Agrarförderungsmaßnah-
men gespeicherte Angaben zugreifen kann, 

4.3 zu Kontroll- und Evaluationszwecken die gespeicherten Daten 
und Unterlagen auch auf Datenträgern kostenlos zur Verfügung 
zu stellen und Auskünfte zu erteilen sind, und dies von der Be-
willigungsbehörde oder einer anderen zur Kontrolle berechtigten 
Behörde auch nachträglich verlangt werden kann. 

5. Ich/wir habe(n) zur Kenntnis genommen, dass die Einwilligungen 
nach obigen Nummern 4.1 bis 4.3 von mir/uns gegenüber der 
Bewilligungsbehörde schriftlich widerrufen werden können, und 
anerkenne(n), dass ein Widerruf die Versagung bzw. Rückforde-
rung der Zuwendungen zur Folge hat. 

6. Ich/wir erkläre(n), dass 
6.1 in dem zu fördernden Unternehmen das einschlägige für die Er-

zeugung, Verarbeitung und Vermarktung von Produkten und 
Dienstleistungen geltende Fach- und Ordnungsrecht eingehal-
ten wird, 

6.2 Insolvenzverfahren gegen mich/uns oder die juristische Person 
nicht eingeleitet sind, 

6.3 jede der unterzeichnenden Personen berechtigt ist, den über-
sandten Bescheid in Empfang zu nehmen. 

 

Ich/wir habe(n) die vorstehenden Erklärungen, Einwill igungen und Verpflichtungen zur Kenntnis genommen un d  
erkenne(n) sie als verbindlich an. 

      , den        

Ort   Datum  
 

Unterschriften der antragstellenden Personen  
 


